
Nach den Landtagswahlen vom 27. September 1998 gelangte in
Mecklenburg-Vorpommern eine SPD-PDS-Koalition an die Regie-
rungsmacht. Von vielen Akteuren und Beobachtern mit Hoffnungen
bedacht, wurde sie von anderen als Tabubruch und Grenzüber-
schreitung der bisher in Deutschland üblichen Koalitionsmuster
beklagt. Von Anfang an trat die neue Regierung mit dem Anspruch
auf, einen »Politikwechsel« im Lande durchzusetzen. Diesem Ge-
danken gehen wir in einer Studie1 nach, stellt sich doch die Frage,
inwieweit auf der Ebene eines Bundeslandes überhaupt die Mög-
lichkeit besteht, einen Politikwechsel durchzusetzen und wenn
»ja«, in welche Richtung ein solcher Politikwechsel von den
Voraussetzungen einer »rot-roten« Koalition her angestrebt wird
bzw. realisierbar erscheint. Zieht man die Koalitionsvereinbarung
zwischen SPD und PDS sowie die Regierungserklärung von
Ministerpräsident Ringstorff zu Rate, so wurde ein Politikwechsel
angestrebt, der auf mehr Arbeit, soziale Gerechtigkeit und Demo-
kratie sowie auf eine Versöhnung im Lande abzielt.

Jeder Anspruch auf einen »Politikwechsel« ist heute unweiger-
lich in die Frage eingebunden, wie der in Deutschland von allen
Seiten deklarierte »Reformstau« aufzulösen ist, welche Rolle hier-
bei marktliberale bzw. sozialstaatliche, wertkonservative bzw. wert-
offene Orientierungen spielen sollen. Es geht mithin nicht nur um
Veränderungen von Akzenten oder Prioritäten in der Politik, son-
dern um die Suche nach neuen Wegen in einem gesellschaftlichen
Umfeld, das tiefgreifender und komplexer Reformen bedarf. In
keiner der großen politischen Parteien Deutschlands gibt es gegen-
wärtig hierfür klare oder gar einheitliche Orientierungen: Im christ-
demokratischen Lager Deutschlands gruppieren sich marktliberale,
wertkonservative und christlich-sozialstaatliche Vertreter neu. Im
sozialdemokratischen Lager steht die Auseinandersetzung um eine
Neuaustarierung neoliberaler und sozialstaatlicher Werteorientie-
rungen noch in den Anfangsschritten. Auch bei den »Bündnisgrü-
nen« und im Lager der Sozialisten ringt man um Neuorientierun-
gen – denn sowohl traditionell ökologische als auch traditionell
»linke« bzw. »linkssozialistische« Positionen greifen nicht mehr,
wenn sie mit den veränderten Realitäten konfrontiert werden.

Bedingungen moderner Reformpolitik
Was nun die Landesebene betrifft, so hat sich auch hier eine Reihe
neuer Bedingungen für die Etablierung von Reformen herausgebildet.
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Diese Bedingungen gelten unabhängig von den konkreten Inhal-
ten der jeweiligen Reformpolitiken, stellen also für linksdemokra-
tische Ansätze nicht weniger neue Herausforderungen dar als für
andere:

Erstens: Reformpolitik in den Bundesländern, sofern sie auf Fi-
nanzierungen angewiesen ist,2 kann heute in der Regel nicht mehr
als Verteilungspolitik überschüssiger Finanzen oder zusätzlicher
Neuverschuldung angegangen werden, sondern in der Tendenz nur
noch auf Grundlage einer Politik zur Herstellung konsolidierter
Staatsfinanzen. Wenngleich diese These im linksdemokratischen
Umfeld nicht unumstritten ist,3 sind doch die Töne hörbarer, daß
Reformprojekte nicht durch die perspektivische Einschränkung
staatlicher Handlungsspielräume erkauft werden dürfen. Neuver-
schuldungen (bzw. ihre Erhöhung) sind, wenn überhaupt noch
akzeptabel, an strikte Kriterien zu binden, nämlich: a) an die Aus-
schöpfung aller Möglichkeiten zur nachhaltigen Neuorientierung
der Landesfinanzen (Einnahmen, Ausgaben, Transparenz, ressour-
cenübergreifende Bündelungen, Schwerpunktbildungen etc.) und
b) an die Erwartung nachhaltiger Effekte der Landesentwicklung,
darunter auch im Bereich der Staatsfinanzen selbst. Die Ursachen
hierfür liegen nicht allein in der komplizierten Haushaltslage der
öffentlichen Finanzen, sondern – prinzipieller – in den Grenzen des
fordistischen Reproduktionsmodells, in tiefgreifenden Veränderun-
gen der Moderne-Entwicklung. Die einstige Koppelung zwischen
Wirtschaftswachstum und Wohlfahrt, Wirtschaftswachstum und
Arbeitsplätzen, aber auch zwischen Wirtschaftswachstum und
Wachstum der Staatsfinanzen ist zwar nicht völlig aufgehoben,
aber brüchiger geworden.

Zweitens: Wenn dies so ist, dann werden Reformvorschläge –
aus welcher Richtung sie auch kommen – intensiver denn je mit
Verteilungskonflikten und organisierten Interessenkonflikten ver-
bunden sein. Erfolgreiche Reformprozesse, die über das politisch-
administrative System angestoßen werden, müssen dabei einerseits
danach suchen, die internen Antriebs- und Motivations- sowie die
Kooperationskräfte der betroffenen gesellschaftlichen Teilsysteme
bzw. Teilsektoren zu stärken – nicht durch ihre traditionelle Verfe-
stigung, sondern durch Anregungen zu Öffnungen, Richtungsände-
rungen, Interessentransformationen – und gleichzeitig die Mög-
lichkeiten beschneiden, sich auf Kosten anderer Nutzen zu ver-
schaffen.4 Werden einerseits bestimmte Entwicklungsrichtungen
beschnitten (z.B. Interessen der Wirtschaft bei den FFH-Gebieten;
Sozialbürokratien bei freien Trägern), müssen nach Möglichkeit
für diese Bereiche neue Entwicklungschancen eröffnet werden (z.B.
ökologisch orientierte Wirtschaftsförderung; projektgebundene
statt infrastrukturgebundene Sozialförderung).

Drittens: Der Haupthebel (und im Sinne von Punkt 1 ein weitge-
hend »kostenloser«) für das Anstreben von Reformprozessen ist
die Herstellung einer neuen demokratischen Öffentlichkeit. Darun-
ter sind sowohl Prozesse zu verstehen, die die beabsichtigten
Reformprojekte öffentlich diskutieren, zugleich der Versuch, auf
diese Weise längerfristig Werteorientierungen zu verändern (Stich-
worte: Lebensweisen, Konsum, regionale Wirtschaft, Ökologie,

»Der Übergang von der
›Interessensicherung‹ zur
›Interessentransformation‹
ist ein gesellschaftlicher
Vorgang, der durch Politik
nur dann beschritten werden
kann, wenn es ein öffentli-
ches Bewußtsein über die
Notwendigkeit und die
Möglichkeit solcher Trans-
formationen gibt. Dazu
gehören die Einsicht, dass
man aussteigen muß, und
die begründete Hoffnung,
auf einem neuen Weg nicht
nur Altes zu verlieren,
sondern auch Neues zu
gewinnen.«
Rainer Land: Reformpolitik
in Zeiten der Depression,
Berliner Debatte INITIAL, 
H. 4/5, 1999, S. 13.
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Nachhaltigkeit) und insgesamt neue Formen der Demokratie, der
Bürgergesellschaft und der Öffentlichkeit zu unterstützen. Prinzi-
piell können die traditionellen Interessenstrukturen und ihre
Blockierungstendenzen nur transformiert werden, wenn eine neue
demokratische Öffentlichkeit entsteht, vor allem öffentliche Dis-
kurse über Reform- und Entwicklungsperspektiven des Landes.

Viertens: Das politisch-administrative System kann in mittelfri-
stiger Perspektive die anderen Teilbereiche der Gesellschaft nur
dann steuern und auf Reformen hin neu orientieren, wenn es sich
selbst neu orientiert. Dies betrifft sowohl die Erschließung finan-
zieller Mittel für Reformpolitik als auch deren Legitimität (öffent-
liche Unterstützung) und Handlungsfähigkeit. Sie muß also ihre
finanziellen Quellen und ihre Legitimität tendenziell zu einem Gut-
teil aus der Umorganisation der öffentlichen Hand selbst speisen,
vor allem aus der Neuorientierung der öffentlichen Förderpolitik
und aus der Verwaltungsreform.

Fünftens: Eine auf nachhaltige Reformen zielende politische
Steuerung, will sie erfolgreich sein, kann nur noch über Politik-
netzwerke erfolgen, nicht über »Top-Down-Umsetzungen« poli-
tisch-administrativer Politikentwürfe. In Politiknetzwerken geht es
nicht einfach um Verwaltungskontrolle, sondern um die Heraus-
bildung von Handlungsorientierungen, Überzeugungen, Normen,
Regeln, Leitideen, um Überzeugungsgemeinschaften (advocacy
coalitions), um die Suche nach Kompromissen, Interessenaus-
gleich, Wettbewerb um geistige Hegemonie. Das alles erfordert ei-
nen diskursiven, transparenten, sachorientierten Politikstil, der
auch in der Öffentlichkeit Akzeptanz finden kann. Hier müssen
sich die jeweiligen Politikentwürfe, wenn sie eine Durchsetzung-
schance haben wollen, einbringen, einen Platz erobern.

Sechstens: So sehr heute die Notwendigkeit wie auch die Inhal-
te und Instrumentarien in nationale, europäische und globale Zu-
sammenhänge eingebunden sind, spielt doch der Ansatz des
Regionalen bei der Etablierung von Reformschritten eine entschei-
dende Rolle. Hier sind – gerade in Ostdeutschland – die strukturel-
len Blockierungen der Interessengruppen wie auch festgefahrene
Besitzstände in der Regel noch weniger als auf der Bundesebene
ausgeprägt, ergeben sich daraus spezifische Handlungs- und Inno-
vationschancen. Besonders die Chance zur Bildung innovativer,
offener, dynamischer Akteursnetzwerke – auch quer zu traditio-
nellen politischen und Interessengruppen – ist auf der regionalen
Ebene größer, und gerade hierin liegt das entscheidende Akteur-
sproblem des Zugangs zu Reformen. Andererseits sind die Hand-
lungsbedingungen regionaler Akteure heute viel stärker in die
Europäisierungs- und Globalisierungsprozesse eingebunden (nicht
schlechthin dadurch »eingeschränkt«).

Neue Politikansätze und reformerische Herausforderungen in
Mecklenburg-Vorpommern
Da sich in Mecklenburg-Vorpommern – bislang einmalig in
Deutschland – eine »rot-rote« Regierungsform etabliert hat, stellen
sich die folgenden drei Fragen, und zwar mit eskalierender Dimen-
sion von Frage zu Frage: 

Ostdeutschland kann
durchaus eine Vorreiterrolle
spielen, und zwar nicht –
wie dies schon beinahe die
Regel ist – in bezug auf die
Abkopplung von den Tarifre-
gulierungen, sondern bei
der Anbahnung struktureller
und institutioneller Refor-
men hin zu einem neuen
Modernisierungspfad. 
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Vollzieht sich dort ein Politikwechsel und wenn ja, in welche Rich-
tung (werden spezifische Inhalte »rot-roter« Politik erkennbar)? 

Sind Reformansätze im Sinne der o.g. allgemeinen Erfordernis-
se erkennbar? 

Inwiefern kann sich eine SPD-PDS-Regierung von anderen Bun-
desländern und anderen Modernisierungs- bzw. Reformansätzen
unterscheiden, bildet sich ein veränderter Politiktyp heraus, der
perspektivisch eine spezifische Variante ostdeutscher Modernisie-
rungspolitik sein könnte – neben beispielsweise der konservativ
geführten sächsischen Modernisierungsvariante. 

Während bei der erstgenannten Frage (Politikwechsel) doch
zumindest eine Reihe klarer Signale erkennbar ist, verweist die
zweitgenannte (Reformansätze) weitgehend noch ins Hypotheti-
sche bzw. Konzeptionelle und die letztgenannte (spezifische Mo-
dernisierungsvariante) bleibt derzeit gänzlich offen.

In den folgenden fünf Punkten sollen die hervorstechendsten
Neuansätze politischen Handelns, aber auch die hiermit verbunde-
nen neuen Herausforderungen für die SPD-PDS-Regierungskoali-
tion in Mecklenburg-Vorpommern dargestellt werden:

Erstens: Als Zeichen einer gravierenden Veränderung im Lande,
einer Wende bzw. eines Politikwechsels wurde deutschlandweit an
sich schon die Tatsache reflektiert, daß SPD und PDS die erste rot-
rote Koalition in Deutschland bildeten. Zwar ist es zweifelhaft, daß
eine bestimmte Koalition schon ein Wert »an sich« sein kann.
Nimmt man aber die deutschlandweiten Reaktionen in den Medien
auf die Bildung der rot-roten Koalition, ist es eine Tatsache, daß
diese Reaktionen nicht wegen irgendwelcher konkreter politischer
Vorhaben erfolgten, sondern »an sich« schon auf die Bildung
dieser Koalition. Nicht nur von der Koalitionsarchitektur her war
dieser Schritt in Deutschland neu, sondern auch gemessen an den
bisherigen Erfahrungen und politischen Orientierungen der beiden
beteiligten Parteien. Bei der rot-roten Koalition handelt es sich um
die Bewältigung eines gravierenden Umbruchs politischer Akteurs-
konstellationen, wie er beispielweise nur vergleichbar wäre mit den
ersten rot-grünen Koalitionen in anderen Bundesländern. Bemer-
kenswert an der Veränderung der Akteurskonstellationen ist
zunächst die Tatsache, daß beide Partner der Regierungskoalition
von den gesellschaftlichen Akteuren im Lande als Adressat ihrer
Interessenartikulation und überwiegend auch als kompetente Part-
ner oder kompetente Kontrahenten akzeptiert werden. Man könnte
sagen, das ist Normalität. Neu ist, daß für die PDS-Seite der Kreis
der Ansprechpartner und somit auch ihre Einflußmöglichkeiten
wesentlich größer und differenzierter als während der Oppositions-
zeit geworden sind,5 ohne daß der Wirkungskreis von SPD und
CDU kleiner geworden wäre oder sich daraus direkte Verschiebun-
gen der Wählerpotentiale ergeben würden. Freilich hat die CDU
bei den Kommunalwahlen im Juni 1999 und in den Umfragewer-
ten des Jahres 1999 deutlich zulegen können.

Zweitens: Das Land kam durch die Bildung einer handlungsfähi-
gen Regierung aus einer mehrjährigen innenpolitischen Blockade-
situation heraus. Seit langer Zeit gibt es wieder eine kooperative,
sachorientierte, beiderseits kompromißbereite, aber nicht konflikt-
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freie Zusammenarbeit innerhalb der Regierung und zwischen den
regierungstragenden Koalitionsfraktionen im Landtag. Dadurch
sind prinzipiell neue Grundlagen für die landespolitische Gestal-
tungskraft von Regierungspolitik geschaffen worden. Das ist keine
Frage von »links«, »Mitte« oder »rechts«, macht auch noch keine
Reformpolitik, ermöglicht aber politische Handlungsfähigkeit.
Vernetzungen und Bündelungen von Förderungen werden eher
möglich und wurden – wenngleich erst in Anfängen – realisiert.
Weiterhin konnte die Regierung auf dieser Grundlage eine Reihe
von Problemen lösen, die teils schon unter der Vorgängerregierung
thematisiert worden waren, jedoch nicht zum Ergebnis gebracht
werden konnten (kurzfristige Planung des Airbus-Projekts Rostock-
Laage, allerdings ohne Ansiedlungserfolg für die Endfertigung;
Einführung des strikten Konnexitätsprinzips für die Kommunal-
finanzierung; neue Abfallwirtschaftsordnung; Regulierung von
Konflikten zwischen Tourismuswirtschaft, Landwirtschaft und
Umwelt). Neue Initiativen wurden bei der Ausgestaltung und Ak-
zentuierung von EU-Richtlinien und Bundesgesetzen, in von MV
ausgehenden Bundesratsinitiativen (z.B. Verbandsklagerecht),
beim Übernehmen, Aufnehmen politischer und sozialer Innovatio-
nen aus anderen Bundesländern und dem Ausland (z.B. Arbeits-
marktpolitik) ergriffen.

Trotz aller Belastungen der Koalitionsatmosphäre (z.B. durch
den Kosovo-Krieg; durch die Haushaltskürzungen im Sozialbe-
reich; durch den Streit um die schulartenunabhängige Orientie-
rungsstufe) gelangte die Koalition bislang nicht in eine ernsthafte
Krise. Die Kooperationsmechanismen beider Parteien (regelmäßi-
ge Absprachen beider Fraktionsvorsitzenden und Parlamentari-
schen Geschäftsführer; Kooperation der Fraktions-Arbeitskreise;
Minister- und Staatssekretärsrunden mit Teilnahme von Fraktions-
vertretern; Koalitionsausschuß) hatten eine koordinierende und
konfliktregulierende Wirkung. Mit dem Streit um die schulartenun-
abhängige Orientierungsstufe entstand jedoch eine neue Konflikt-
dimension. Zum ersten Mal konnte ein »hausgemachtes« Problem
zwischen den beiden Koalitionspartnern nicht gelöst werden.
Nachdem die SPD durch eine Abkehr von dieser Orientierungsstu-
fe6 faktisch auch vom Koalitionsvertrag (Punkt 127) abrückte und
somit eine für die Koalition stark belastende Situation herstellte,
sah sich die PDS ihrerseits veranlaßt, in den Punkten 208 (Ober-
grenze der Nettokreditaufnahme) und 217 (Verbot wechselnder
Mehrheiten) ein Abgehen von der Koalitionsvereinbarung zu er-
wägen. Die PDS stellt damit eine politische Reaktion in Aussicht,
die einerseits ihre Eigenständigkeit unterstreichen soll, im Ergeb-
nis aber den Riß für die Koalition vertiefen könnte. Letzteres muß
allerdings nicht zwangsläufig der Fall sein. Wenn beiderseits am
Fortbestand der Koalition festgehalten wird – und dies ist derzeit
der Fall –, kann auch eine neue, konflikthaftere, aber nicht unpro-
duktive Art des Umgangs der Koalitionspartner miteinander ent-
stehen. Die PDS hat angekündigt, gegebenenfalls auch eigene
Anträge in den Landtag einzubringen, beispielsweise für ein Bleibe-
recht ausländischer Minderjähriger, für das Schulsozialarbeiterpro-
gramm bei gleichzeitiger Entlastung der kommunalen Beteiligung,

Am 15. März 2000 beschloß
der Landtag einstimmig (!)
die Verankerung des 
Konnexitätsprinzips in der
Landesverfassung. Konne-
xität bedeutet, daß das
Land verpflichtet ist, den
Kreisen und Gemeinden
Mehrkosten auszugleichen,
wenn vom Land durch
Gesetz oder Verordnung
Aufgaben an die Kreise
und Gemeinden übertragen
werden.

Koalitionsvertrag zwischen
SPD und PDS, 
Punkt 127: »Um den
pädagogischen, demogra-
phischen und flächenland-
spezifischen Anforderungen
gerechter zu werden, wird
die schulartenunabhängige
Orientierungsstufe einge-
führt. Ihre Anlagerung an
die Grundschule oder eine
weiterführende Schule
wird nach den jeweiligen
Gegebenheiten vor Ort
entschieden. In der Legisla-
turperiode werden die not-
wendigen Maßnahmen für
den langfristigen Übergang
zur sechsjährigen Grund-
schule eingeleitet.«
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für ein Schulbauprogramm oder ein spezielles Vorpommern-Pro-
gramm.

Drittens: Auf dauerhafte, stabile und neue Grundlagen wurde der
bereits 1997 eingeleitete Kurs der Haushaltssanierung gestellt. Die
Politik ging zu einer langfristigen Konzeption und Praxis nachhal-
tiger Haushaltssanierung über und beginnt in ersten Schritten, auf
dieser Grundlage das Land zu gestalten. Während sich das Land in
den Jahren 1995 und 1996 noch jeweils mit über 2 Md. DM jähr-
lich neu verschuldete, wurde seitdem der Kreditbedarf konsequent
zurückgefahren: 1997 auf knapp 1,5 Md. DM, 1998 auf knapp 1,3
Md. DM, 1999 auf 924 Mio. und im Jahr 2000 auf ca. 650 Mio.
DM. Im Jahre 2002 soll die Kreditaufnahme höchstens noch 450
Mio. DM betragen. Die Verschuldung des Landes war in den neun-
ziger Jahren steil angestiegen und hatte bis zum Jahre 1998 die
Summe von 13,7 Md. DM erreicht. Im Jahre 2000 sind es etwa
15,2 Md. DM Schulden. Dafür müssen im Jahre 2000 ca. 880 Mio.
DM (!) an Zinsausgaben zur Verfügung gestellt werden; in den
nächsten Jahren wird diese Ausgabenlast noch nicht sinken       kön-
nen. Eine sukzessive Absenkung der Nettokreditaufnahme – vor-
erst geplant bis zum Jahre 2002 – stoppt noch nicht das Anwach-
sen des Schuldenberges (im Jahre 2003 voraussichtlich 16,6 Md.
DM 7), jedoch wird ein Weg in diese Richtung, zur Bewahrung
bzw. Wiedererlangung politischer Gestaltungsfähigkeit, beschritten.
Konsequent orientiert man damit auf eine nachhaltige Haushalts-
und Finanzpolitik. Eine Absenkung der absoluten Verschuldung
und eine Absenkung der jährlichen Zinslasten können wahrschein-
lich erst nach einer Senkung der Neuverschuldung auf »Null« in
Angriff genommen werden; erst dann kann der Schuldenberg ab-
gebaut werden. 

Neu ist an dieser Politik insbesondere auch die Tatsache, daß die
PDS diesen Kurs von Beginn der Koalition an mittrug und trotz
mancher »Bauchschmerzen« mitgestaltete. Nun wird – wie darge-
stellt – dieses Mittragen wieder in Frage gestellt. Dabei ist abseh-
bar, will man die Sanierung vorantreiben, daß die Einnahmen des
Haushaltes perspektivisch deutlich enger werden. Allein auf Grund
des prognostizierten Bevölkerungsrückganges8 ergeben sich bei der
Umsatzsteuerverteilung, beim Länderfinanzausgleich und den
Fehlbetrags-Bundesergänzungszuweisungen gegenüber 1999 Min-
dereinnahmen von 40 (im Jahre 2000), 71 (2001), 95 (2002) und
116 (2003) Mio. DM.9 Ein zusätzlicher Einnahmeausfall in Höhe
von 199 Mio. DM (bereits saldiert durch erwartete Mehreinnah-
men) entsteht infolge steuerrechtlicher Änderungen des Bundes.
Weiterhin ist zu berücksichtigen, daß der Solidarpakt I im Jahre
2004 ausläuft und die Konditionen für einen Solidarpakt II ab 2005
für das Land gewiß härter werden. 

Natürlich wäre ein Politikwechsel, der gerade darin besteht, die
Haushaltssanierung an sich in den Mittelpunkt zu stellen, genauso
perspektivlos für das Land wie ein Politikwechsel, der neue politi-
sche Ziele an den Herausforderungen der Haushaltssanierung
vorbei entwickelt. Für linksdemokratische Politik ist es die schwie-
rigste, aber letztlich unumgehbare Herausforderung, die Haushalts-
sanierung als Mittel und Chance zu nutzen, politische Ziele für

Punkt 208: »Die Obergrenze
für die Nettokreditaufnahme
wird im Jahr ... 2000 auf
650 Mio. DM, im Jahr 2001
auf 550 Mio. DM, im Jahr
2002 auf 450 Mio. DM fest-
gesetzt. In begrenztem
Umfang kann einvernehm-
lich eine Verschiebung der
Kreditaufnahme innerhalb
des Vierteljahreszeitraumes
vorgenommen werden.«
Punkt 217: »Beide Fraktio-
nen verpflichten sich, nicht
mit wechselnden Mehrhei-
ten abzustimmen. Die freie
Gewissensentscheidung des
einzelnen Abgeordneten
bleibt hiervon unberührt.«
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eine sozial gerechtere und zukunftsfähige Entwicklung des Landes
zu entwickeln bzw. neu zu definieren. Sie läßt sich m.E. nur ange-
hen, wenn von den oben allgemein genannten sechs Reformerfor-
dernissen ausgegangen wird; sie erfordert in vielem die Transfor-
mation von Interessen (einschließlich potentieller Wählergruppen)
statt ihrer einfachen Verteidigung und Bewahrung. Hierfür sind
Innovationsgeist und politische Initiative, Öffentlichkeit und par-
teienübergreifendes Handeln notwendig, sind Ideen und Öffent-
lichkeitsarbeit gefragt, nicht jedoch eine enge Sicht auf Parteiinter-
essen oder das Ausprobieren politischer Mittel des Drucks. Hier
stellen sich Risiken für die Bewahrung des bisherigen Einflusses
der Parteien, weil traditionelle Interessen nicht mehr auf traditio-
nelle Weise bedient werden können. Andererseits kann man anneh-
men, daß (nur) die Parteien, die solche Reformorientierungen zu
bewältigen suchen, sich auf diesem Wege langfristig neue Chancen
für die Erlangung geistiger Hegemonie und neue Wählerpotentiale
erarbeiten. Denn einen anderen Weg als die Verbindung von Haus-
haltskon-solidierungspolitik und Modernisierungspolitik gibt es
ohnehin auf Dauer nicht; die Frage ist nur, wie und mit welchen
Inhalten dies durchgesetzt wird und wer hierbei die Initiative in der
Hand hält.

Viertens: Der Politikstil der Regierung und der sie tragenden Ko-
alitionsparteien ist merklich kommunikativer geworden. Politische
Prozesse werden deutlich mehr in einem diskursiven Kontext und
als Verhandlungsprozesse mit den Organisationsträgern von Inter-
essengruppen geführt. Exemplarische Beispiele dafür waren/sind
die Verhandlungsprozesse um die FFH-Gebiete, die Krankenhaus-
planung und das Bündnis für Arbeit. Es besteht die Möglichkeit
(aber nicht die Gewähr), daß die Akzeptanz bei den verschieden-
sten Interessenverbänden weniger von ideologischen Dispositionen
oder traditionellen Bindungen ausgeht, sondern sich eher auf Ko-
operation und Einbeziehung in Entscheidungsprozesse stützen
kann. Dadurch würden tendenziell die Akteurskonstellationen im
Lande auf neue Grundlagen gestellt, würden natürlich daraus auch
neue Ansprüche an die Politik erwachsen.

Eine damit verbundene Herausforderung wird darin bestehen,
die kooperativen Beziehungen zwischen den beiden Koalitions-
partnern weiterzuentwickeln. Dazu gehört sowohl die Profilierung
der eigenständigen Positionen innerhalb beider Parteien als auch
die gezielte Suche nach den gemeinsamen Schnittmengen. Kom-
promißfähigkeit und gemeinsames Konfliktmanagement zwischen
den Koalitionspartnern, so wichtig und so kompliziert das auch ist,
reichen aber für moderne Politik nicht aus. Die o.g. Kooperations-
mechanismen sind derzeit noch zu sehr auf Fehlervermeidung und
zu wenig auf die Etablierung neuer Politikansätze gerichtet, sie
bringen zu wenig Ideen, Anregungen, Motivationen hervor. Der
Wettbewerb der beiden Koalitionspartner um realistische, innova-
tive Politikangebote wird zunehmen. Den Schwierigkeiten, die sich
in den Beziehungen der beiden Koalitionspartner in der letzten Zeit
anbahnten, liegen sowohl unterschiedliche Gesellschafts- und Poli-
tikvorstellungen als auch eine unterschiedliche Bereitschaft zu re-
formerischen Veränderungen zugrunde. Gesellschaftsvorstellungen
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und Reformbereitschaften sind auch innerhalb der beiden Parteien
selbst sehr inhomogen, werden nach außen hin noch zu wenig
nachvollziehbar vermittelt und erscheinen daher zum Teil nur als
Konflikte. Der externe Maßstab für die Bewertung der Koalitions-
politik geht mehr in die Richtung, ob pragmatisch und allgemein
nachvollziehbar Fortschritte bei der Lösung von Problemen des
Landes erzielt werden oder nicht, ob hierfür die Handlungsmög-
lichkeiten für die kommunale und sub-regionale Ebene erweitert
werden oder nicht. 

Die CDU profitierte im letzten Jahr von der Enttäuschung über
Rot-Grün und Rot-Rot in der Bevölkerung. Sie vermochte, ihren
Einfluß in Verbänden zu stabilisieren oder zu halten (Unternehmer-
verbände, Feuerwehrverband, THW, Landessportbund, Tourismus-
verband, Landkreistag). Sie nimmt direkt oder über die Verbände
Einfluß auf die Landespolitik und Landesverwaltung. Man kann
aber auch davon ausgehen, daß die CDU Mecklenburg-Vorpom-
merns vor einer neuen Herausforderung steht: Sie wird durch die
Umkehrung des Bundestrends und die inneren Veränderungs-
prozesse in der Bundes-CDU tendenziell dazu veranlaßt, von der
gegenwärtig vorherrschenden Fundamental-Opposition zu einer
Sachopposition überzugehen und bestehende Differenzen zwi-
schen den Koalitionspartnern SPD und PDS zu nutzen. Dies wür-
de die rot-rote Variante vor völlig neue Herausforderungen stellen,
auf lange Sicht möglicherweise die Koalitionskarten neu mischen.
Hinzu kommt, daß schon jetzt die CDU-nahen Verbände Rot-Rot
nicht boykottieren, sondern in konstruktiver Sacharbeit ihre defi-
nierten Interessen durchzusetzen suchen. Und während die CDU-
Fraktion im Landtag derzeit noch geschlossen und frontal gegen
Rot-Rot agiert, tendieren die CDU-Wähler im Lande wie über-
haupt immer die Wählerschaft eher dahin, sich an dem zu orientie-
ren, was sie für das Landeswohl halten. Schließlich hat die neue
Koalition gerade auf dem Felde der politischen Kultur Akzente ge-
setzt, die normalerweise einer Blockbildung entgegenstehen.
Schon jetzt scheint deshalb klar, daß bestimmte landespolitische
Ziele (wie vor kurzem gerade die Verankerung des Konnexitäts-
prinzips) in der Perspektive auch einen Dialogzugang zur Opposi-
tion erfordern und insgesamt noch mehr als bisher ein dialogischer,
innovativer und pragmatisch lösungsorientierter Politikstil ent-
wickelt werden muß.

Nicht zuletzt geht es um den schrittweisen, aber gezielten Auf-
bau einer demokratischen Öffentlichkeit im Lande und besonders
auch in den Kommunen, ohne die die Einleitung von zukunftsfähi-
gen Reformen kaum vorstellbar ist. Heute kann man noch nicht
oder bestenfalls nur marginal feststellen, daß es medial vermittelte
öffentliche Diskurse über grundlegende Fragen der Entwicklung
des Landes gäbe. Die Medien bedienen eher die Lust auf Sensa-
tion und Konflikt als die Mühen des inhaltlichen Diskurses. Inter-
essanter sind hingegen regionale und politikfeldspezifische Foren,
so zu Fragen der Perspektiven der Jugend. Die demokratische Bür-
gergesellschaft, die sich von »unten« her in die politischen Prozes-
se einbringt, ist dennoch zu wenig entwickelt. Oder – auch darüber
wäre nachzudenken – sie ist von den kulturellen Eigenheiten der

»Eine inhaltliche Auseinan-
dersetzung mit den Positio-
nen der PDS hat die CDU
nicht zum ersten Mal an-
gekündigt. Worte sind das
eine, Taten das andere. Und
selbige haben wir im Land-
tag noch nicht zur Kenntnis
nehmen können.«
Angelika Gramkow, 
Fraktionsvorsitzende der
PDS, Presseinformation
vom 25. April 2000.
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Menschen im Lande auf besondere Weise geprägt. Die demokrati-
sche Bürgergesellschaft oder »Zivilgesellschaft« in Mecklenburg-
Vorpommern wird ohne Zweifel andere kulturelle Merkmale auf-
weisen als jene in Nordrhein-Westfalen oder Sachsen. Hiervon
wäre auch in der Politik auszugehen. Wissenschaftliche Erkennt-
nisse fehlen indes hierzu noch.

Ein damit verbundenes, von den Parteien noch zu wenig aufge-
griffenes Thema der Entwicklung politischer Kultur besteht in der
Förderung bürgergesellschaftlichen Engagements, in der Vereinfa-
chung oder Beseitigung von Hürden für Bürgeranfragen, demokra-
tischer Bürgerinitiativen, Bürgerbegehren und Bürgerentscheide.
Einiges ist in Richtung von Demokratieverbesserungen zweifellos
im Verlaufe des letzten Jahres eingeleitet worden, ohne damit je-
doch auf besondere Resonanz in der Bevölkerung zu stoßen. Zu
hoffen ist, daß der aus der Bundes-SPD hervorgebrachte Vorstoß
zur Weiterentwicklung der Bürgerdemokratie  auch neue Impulse
für die Landesentwicklung bringt. Der in der Bevölkerung vorherr-
schende politische Frust kann nur aufgelöst werden, wenn sich
nicht nur in der Koalition, sondern auch im Lande selbst, in der
Öffentlichkeit ein neuer Stil des Dialogs und der sachorientierten
Auseinandersetzung entwickelt. Moderne, reformorientierte Politik
hat nun mal – anders als strukturkonservative Politik – nur eine
Chance, wenn sie auf öffentliche demokratische Debatten und öf-
fentliche demokratische Lernprozesse setzt. Dies scheint eine der
wichtigsten Herausforderungen und Voraussetzungen für progres-
sive Reformprozesse zu sein.

Fünftens: In einer Reihe von Projekten und Handlungsmustern
finden Politikinhalte der Demokratie, der Versöhnung und der Ge-
rechtigkeit einen größeren Niederschlag als zuvor. Hierin besteht
gerade für die Linken die eigentliche Kernfrage der Bewertung
dieser Regierungskoalition: Kann eine rot-rote Regierung mehr
Demokratie und soziale Gerechtigkeit erreichen als andere Regie-
rungsformen? Wenn diese Frage auf Mecklenburg-Vorpommern
bezogen wird, zeigt sich gegenüber den CDU-geführten Vorgän-
gerregierungen eine Reihe neuer Akzente in dieser Richtung: Für
Demokratieverbesserungen sprechen die Einführung des Wahl-
rechts ab 16 Jahre (kommunale Ebene), Verbesserung der demo-
kratischen Rechte in den Schulen, Stärkung von Mitspracherechten
beim öffentlich-rechtlichen Rundfunk. Für die Umsetzung des Ver-
söhnungsgedankens spricht seitens der Koalition der Verzicht auf
eine Art der Auseinandersetzung, die dem politischen Gegner die
Würde nimmt; daneben könnte es der Verzicht auf die »Regelan-
frage« beim Bundesbeauftragten für die Unterlagen der Staatssi-
cherheit sein, wenn dies – was bislang zu wenig der Fall ist  – mit
einer differenzierteren öffentlichen Vergangenheitsbewältigung
einherginge. Und für mehr Gerechtigkeit sprechen die Bestrebun-
gen, Arbeitslosen eine Chance über die Schaffung eines öffentli-
chen Beschäftigungssektors zu geben, den Zukunftschancen junger
Menschen größere Aufmerksamkeit zu widmen (Mobilitätshilfen,
»Jugend baut«, Etablierung von Jugendfirmen, Projekt DUO usw.),
Gleichstellungsfragen zwischen Mann und Frau als ressortüber-
greifendes politisches Anliegen zu entwickeln, das soziale Bera-
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tungs- und gesundheitliche Betreuungsnetz aus- und Dispensaire-
ketten aufzubauen oder die umstrittene Förderung des privaten Er-
werbs von Plattenbauwohnungen.

Von besonderem Interesse ist in diesem Zusammenhang eine Ar-
beitsmarktpolitik, die auf einen intelligenteren Einsatz der vorhan-
denen arbeitsmarktpolitischen Instrumente und Mittel setzt. Der
Einstieg in einen öffentlichen Beschäftigungssektor (ÖBS), der
hierbei nur einen neben anderen Politikinhalten darstellt (mit bis-
her über 300 Beschäftigten in gemeinwohlorientierten Arbeitspro-
jekten), zielt auf eine Verbesserung der »weichen« soziokulturellen
Standortfaktoren, auf die Etablierung regionaler Netze zwi-
schenbetrieblicher und institutioneller Strukturen, auf die Selbstor-
ganisation und -koordination lokaler/regionaler Akteure. Es geht
also nicht einfach um eine staatliche Alimentierung von Arbeits-
plätzen, sondern um den Aufbau gemeinwohlorientierter, aber
wettbewerbsfördernder sozioökonomischer regionaler Infrastruk-
turen.  

Wahrnehmungsmuster der Akteure
Diese genannten fünf Punkte, die gleichsam reformorientierte An-
sätze wie auch neue Herausforderungen zum Ausdruck bringen,
ändern noch nichts daran, daß von den durch uns befragten Akteu-
ren in Parteien, Verbänden, Verwaltungen und anderen Institutio-
nen keine neue Gesamtqualität des Regierungshandelns wahrge-
nommen wird. Wenn sie nicht wahrgenommen wird, kann folglich
von ihr auch kein Motivations- oder Innovationsschub ausgehen.
Auch innerhalb des Regierungslagers, besonders in der PDS, wird
auf die kritischen Punkte der bisherigen Koalitionszeit aufmerksam
gemacht, ohne die beachtlichen Neuansätze, die die Koalition er-
bracht hat, gering zu schätzen. Es gibt – so stimmen die meisten der
von uns befragten Akteure überein – Ansätze eines Politikwech-
sels, aber keinen Politikwechsel, keine neue Gesamtqualität der
Politik auf Landesebene. Es wird mehr diskutiert im Lande – das
ist der Ansatz einer Veränderung der politischen Kultur –, aber es
gibt noch keine neue politische Kultur und kein neues politisches
Klima im Land. Von einer neuen geistig-moralischen Führerschaft
bzw. Hegemonie im Lande durch die Koalition kann man nicht
sprechen. Im Gesamtbild überwiegt die Kontinuität – manche Ge-
sprächspartner drücken es kritischer aus: Es gibt nicht viel Neues.
Sie drücken dabei vor allem auch aus, was mehrheitlich in der
Bevölkerung empfunden wird. Der Regierungswechsel wurde nur
ansatzweise zu einem tatsächlichen Politikwechsel fortgeführt.
Positiv gewendet, betonen vor allem Führungskräfte in der Mini-
sterialverwaltung, daß es eine sinnvolle Kontinuität des Regie-
rungshandelns gäbe. Möglicherweise wäre es nach eineinhalb
Jahren auch nicht realistisch, einen tatsächlichen »Politikwechsel«
oder gar eine neue Reformpolitik zu erwarten. Die Frage ist jedoch,
ob diese Ansätze erweitert und vertieft werden können, so daß sie
im Lande mit wachsender Zustimmung wahrgenommen werden.
Auch diese Frage ist heute noch offen.

Am kritischsten wird unter den befragten Akteuren – sei es
innerhalb des Koalitionslagers oder außerhalb – eine gewisse
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Entscheidungsschwäche wahrgenommen. Zwar wird zugestanden,
daß die Spielräume relativ gering sind, andererseits wird ange-
mahnt, daß die Möglichkeiten nicht konsequent genutzt werden,
daß es an Beweglichkeit und Weitsicht fehle. Schwerer noch wiegt,
daß der Koalition seit dem Streit um die schulartenunabhängige
Orientierungsstufe das Merkmal zugeschrieben wird, möglicher-
weise nicht einmal solche Beschlüsse verwirklichen zu können, die
klar in der Koalitionsvereinbarung festgelegt waren und zudem
nicht zu den schwierigsten Problemen des Landes gehören. 

Perspektiven
Auch wenn regionale Reformansätze in starkem Maße in nationa-
le, europäische und globale Zusammenhänge gestellt sind, stellen
sie zunehmend ein relativ selbständiges politisches Aktionsfeld
dar, können sich in unterschiedlichen Varianten entwickeln und so-
gar eigenständige Anstöße hervorbringen. In Mecklenburg-Vor-
pommern bleiben die Herausforderungen, einen solchen Reform-
kurs einzuleiten, der das Land nicht überfordert, aber neue Per-
spektiven zeigt: In öffentlichen Diskursen zukunftsorientierte Leit-
ideen für die Entwicklung des Landes und seiner Sub-Regionen er-
arbeiten; Haushaltskonsolidierung mit Reformperspektiven und In-
teressentransformation verbinden; Prioritäten, Mechanismen und
Effizienzen der Landesförderpolitik überprüfen nach Gesichts-
punkten der wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Nachhal-
tigkeit und nach der Verbesserung sozialer Gerechtigkeit; hierbei
die Zusammenarbeit zwischen den Ressorts zu verbessern und
nach Synergieeffekten zu suchen; Wirtschafts- und Arbeitsförde-
rung integrativ nach Schwerpunkten voranbringen; ÖBS zu einem
modernen gemeinwohlorientierten Dienstleistungsbereich entwik-
keln, der zur Entwicklung regionaler sozioökonomischer Infrastruk-
turen beiträgt und sich neben einer öffentlichen Grundförderung
auch eigenfinanzieren kann und leistungsorientiert stimuliert wird;
moderne, bürger- und dienstleistungsorientierte Verwaltungsre-
form, die weniger mit neuen Zentralisierungen bei der Ministerial-
verwaltung einhergeht als vielmehr mit Subsidiariät, Eigenverant-
wortung, Stimulierung regionaler innovativer Akteursnetzwerke. 

In diesen Herausforderungen – wie sie hier skizziert sind – ver-
binden sich allgemeine Reformerfordernisse mit solchen, die eher
auf einen modernen linksdemokratischen Ansatz zielen. Diese Ver-
bindung wäre mit dem gegenwärtig bestehenden Koalitionsgefüge
in Mecklenburg-Vorpommern prinzipiell kompatibel, wenn sich
beide Parteien entschiedener auf einen modernen Reformkurs ein-
ließen. Die Frage nach der Möglichkeit einer linksdemokratisch
mitgestalteten und beeinflußten regionalen Reformalternative ist
heute noch nicht ausreichend diskutiert und erst recht noch nicht
praktisch entschieden, auch mit der rot-roten Regierungsform in
Mecklenburg-Vorpommern nicht. Eine günstige Voraussetzung
(»Voraussetzung« ist noch keine hinreichende Bedingung!) hierfür
besteht jedoch in diesem Lande: Regierungsmacht. Denn solche
weitreichenden reformerischen Veränderungen und derart komple-
xe gesellschaftliche Steuerungsprozesse können zwar auch aus der
Opposition heraus beeinflußt werden, dürften ihr aber ohne die ent-

»Die Koalition insgesamt
ist stabil. Es gab aber eine
kritische Phase im Zusam-
menhang mit der Orientie-
rungsstufe, die ist noch
nicht ganz beigelegt. Da
haben SPD und PDS Fehler
gemacht und zeigten sich
nicht entscheidungsfreudig.
… Ich sehe aber keine
Veranlassung, die Koalition
infrage zustellen oder noch
schlimmeres. Im Gegenteil:
Wir diskutieren jetzt gemein-
sam über politische
Schwerpunkte bis zum Ende
der Legislaturperiode und
wollen uns über Grundzüge
für die Zeit danach verstän-
digen wie die mittelfristige
Finanzplanung. Das zeigt:
Wir sind gewillt, die Koali-
tion auch über 2002 hinaus
fortzusetzen.«
Helmut Holter, Landesvorsit-
zender der PDS, Die Welt
vom 17. April 2000.
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sprechenden Steuerungs- und Entscheidungskompetenzen letztlich
kaum den »Stempel« aufdrücken können.
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